und anderweitigen Verfügungen ſich der Poſt zu bedienen. Der Geſetzentwurf 
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r ae en reit in Breslau 2 Thlr., außerhalb incl. 
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„ 11, Sgr. Inſertionsgebühr für den Raum einer 
fünftheiligen Zeile in Petitſchrift 1½ Sgr. 


Nr. 326. Mittag - Ausgabe, 


Telegraphiſche Depeſchen. 

London, 15. Jull. Mit der Uebeclandpoſt eingetroffene Nach⸗ 
richten aus Bombay vom 27. Juni melden, daß in einem Treffen 
zwiſchen der Beſatzung von Herat und den Truppen Doſt Mohemeds 
Letzterer einige bedeutende Anführer verloren habe. 

London, 15. Juli. Nach Berichten aus New⸗Nork vom Tten 
d. M. hat General Mac Clellan in einer Proclamation an die Trup⸗ 
pen ausgeſprochen, daß Richmond fallen werde, es komme weder auf 
die Zeit noch auf den Preis an; die Union werde aufrecht erhalten 
bleiben. Die Gouverneure aller Nordſtaaten haben Proclamationen 
erlaſſen, in welchen ſie Truppen fordern. — Die Journale des Südens 
behaupten, daß 12,000 Mann Bundestruppen zu Gefangenen gemacht 
und daß alles Belagerungsgeſchütz Mac Clellan's und Provifion, die für die 
Südarmee drei Monate ausreichen werde, genommen worden ſeien. 
In Richmond iſt illuminirt worden. a 


neee 


Preuſten. 
Landtags = Verhandlungen. 

21. Sitzung des Hauſes der Abgeordneten (15. Juli). 
Vicepräſident Behrend eröffnet die Sitzung um 10% Uhr. Die Tri⸗ 
bünen ſind reichlich gefüllt. Am Miniſtertiſche die Herren Minister von der 
Heydt, Graf Ver den e dann Graf zur Lippe, v. Roon, ſpäter von 
Holzbrinck. Vor dem Eintritt in die Tagesordnung verlangt das Wort: 

der Kriegsminiſter v. Roon: 

M. H.! Die königl. Staatsregierung iſt ermächtigt, einen Geſetzentwurf, 
betreffend die außerordentlichen Bedürfniſſe der Marine⸗Verwaltung für 1802 
zur verfaſſungsmäßigen Beſchlußnahme vorzulegen. Es iſt bekanntlich ein 
altes und wohlbegründetes Verlangen des Landtages geweſen, daß demſelben 
ein Flottengründungsplan vorgelegt werde, weil das Bedürfniß nach einer 
angemeſſenen Erweiterung der preußiſchen Flotte allgemein gefühlt wurde. 
Die Regierung hat ſich fei mehreren Jahren mit dem Plane beſchäftigt, 
und ſie war nahe dem Abſchluſſe, als die merkwürdigen Veränderungen in 
der Technik des Schiffbaues eintraten. Dieſe Veränderungen mußten auch 
den Plan weſentlich verändern, weswegen die Regierung ſich auch jetzt noch 
außer Stande ſieht, einen abgeſchloſſenen Plan über die Erweiterung der 
Marine vorzulegen. Die Fragen der Technik ſind noch keinesweges zum 
Abſchluß gekommen. Nichtsdeſtoweniger iſt das Bedürfniß evident, welches 
ſchon jetzt gewiſſe vorbereitende Schritte für die Marine⸗Verwaltung als ge⸗ 
boten hinſtellt, um eine ſolche Erweiterung der Flotte vorzubereiten. Die 
allgemeinen Verhältniſſe ſind von der Art, daß der Zeitverluſt eines ganzen 
Jahres ſehr ſchwer wiegt; es konnte auch nicht damit gewartet werden, bis 
jene techniſchen Fragen zum Abſchluß gekommen find, ſondern die Staats: 
regierung mußte es für ihre Pflicht halten, ſchon jetzt diejenigen außerordent⸗ 
lichen Bedürfniſſe 3 zu machen, welche unter allen Umſtänden von 
Wichtigkeit ſind. Das iſt die Urſache, weshalb dieſe Anſprüche erhoben wer⸗ 
den, ohne zugleich damit die Vorlage des Flottenplanes zu verbinden. Da 
inzwiſchen die Fragen ſich zu klären beginnen, die auf die künftige Geſtaltung 
der Schiffe von Einfluß ſind, ſo hofft die Regierung in der Winterſeſſion 
mit einem ſolchen Gründungsplane vor das Haus kreten zu können, Einſt⸗ 
weilen empfehle ich die Annahme der Vorlage. Das Haus beſchließt, die 
Vorlage, dem Vorſchlage des Kriegsminiſters und dem Antrage der Abgg. 
Krüger (Luckenwalde) und Schulze (Berlin) gemäß einer beſonderen Com: 
miſſion zu überweiſen. — Der Juſtizminiſter überreicht einen Geſetzentwurf, 
nach welchem die Gerichtsbehörden berechtigt ſein ſollen, bei Inſinuationen 


geht an die Juſtiz⸗Commiſſion. — Auf Antrag der Abgg. Kühne und 
Saalfeld, mit dem der Finanzminiſter v. d. Heydt fi einverftanden er⸗ 
Härt, werben die Eiſenbahn⸗Vorlagen, mit deren Berathung die Handels: 
Commiſſion beauftragt iſt, nachträglich auch der Finanz⸗Commiſſion zuge⸗ 
wieſen. — Man geht hierauf zunächſt zur nochmaligen Abſtimmung über den 
vom Abg. Virchow in der letzten Sitzung zum Etat der Domänen und Forſten 
3 Antrag (betreffend die Eichenſchäl⸗Cultur). Derſelbe wird wieder⸗ 
olt angenommen. i : 
Dann folgt die Interpellation, betr, die Militärgerichtsbarkeit, auf welche 
er Juſtizminiſter beute zu antworten zugeſagt hatte. 
Fi Abg. Simon (Breslau) zur Begründung der Interpellation: Art. 37 der 
erfafjung garantire ausdrücklich die Aufhebung der Militärgerichtsbarkeit; fie 
entbalte eine Gefahr der Rechts⸗Ungleichheit nicht nur für das Civil, ſon⸗ 
2 auch für das Militär ſelbſt. In neuerer Zeit hätten ſich die Militär⸗ 
Seal in bedrohlicher Weiſe gemehrt; er erinnere an Magdeburg, Görlitz, 
ran ee a. O. enn aber diejenigen, die das Recht verzögerten und mit 
entlich oſem Uebermuthe eingeiiien in bie individuelle Steibelt, vor die Oef⸗ 
entlichkeit, vor das Civilgericht geſtellt werden könnten, fo würde das für 
die Autorität des Rechtes nur förderlich fein. Wenn man andererſeits die 
Einflüſſe bedenke, die ſich auf die Militärperſonen durch perſönliche Stellung 
— Disciplin geltend machten, fo müſſe man wünſchen, daß es auch für 
deln Militär ſelbſt eine Rechlsgleichheit mit dem Civil gebe. Friedrich Wil: 
a III. habe 1808, nachdem das Söldnerheer den Staat an den Rand des 
rundes gebracht, erkannt, daß die Kluft zwiſchen Militär und Volk aus: 
gefült werden und das Recht auf gleicher Baſis für Beide hergeſtellt wer: 
— 1 — je bamald aus Zweckmäßigkeitsgründen unterlaſſen wor⸗ 
D n 
Das Recht male ennen könne. 


er nur zwei Gründe für die Nothwendigkeit einer Aenderung angeführt. 


Auf der Militärgerichtsbarkeit ſei nun ein weſentliches Mittel, um dieſe 
borven genügten, fondern ein Hingeben im vollften Vertrauen an das Princip 


aufgebaut. Um ſo bedauer i die jetzt ei 
jeden dem, te und be ebenen See. Ib eingetretene Trennung 
„die ur Unleidlichkeit geſteigert hätten, da hülfen nur radicale 
Mittel. Eines derſelben ſei die Bae der ee das 
werde zudget⸗Debatte zu erwähnen haben. (Bravo. 
‚gutigminifter Graf zur Lippe: Die be Interpellation 5 
ſchicten Motive ftellen zunachſt den Sag auf: „daß die Artikel 4 der Verf. 
Urt, gewährleiſtete Gleichheit vor dem Geſetze beeinträchtigt wird durch die 
Ausdehnung der Miltiär⸗Gerichtsbarkeit auf andere als militäriſche und 


„ daß in. Erwägungen auf? kon 
Be Wilhelm II, darüber gepflogen worden find, ob der Mickten 
gend in Strafſachen beizubehalten ſei, oder nicht. Männer wie v. Schrötter 
Bepme, Boyen, Scharnborſt u. . w. haben ſich mit Entſchiedenheit dahin 
unddeſprochen, daß der Gerichtstand in Straſſachen beibehalten werden ſoll 
auf darauf beruht die Kabinets⸗Ordre vom Jahre 1809, Im Weſentlichen 
Ein dieſer Beſtimmung beruht die Strafgejebaebung vom Jahre 1845. 
1 Eleichheit vor dem Geſetz würde nur dann zu beitreiten fein, wenn das 
würd r von anderen materiellen geſetzlichen Beſtimmungen aus beurtheilt 
rde, als die Civilperſonen. Dem iſt aber nicht fo, Die Kriegsartikel ſind 


iſt, bei der Regierung Beſchwerde erhoben hat, und daß die Regierung den 
Ausſpruch gethan hat, der Magiſtrat, 


Naber ae das wird abzuwarten ſein; jedenfalls kann jetzt kein 
dar 


g. 
auch für das 


et 


Verlag von Eduard Trewendt. 


Zeitun 


Expedition: Herrenſtraße Nr. 20. Außerdem übernehmen alle Roft» 
Anſtalten Beſtellungen auf die Zeitung, welche Sonntag und Montag 


einmal, an den übrigen Tagen zweimal erſcheint. 


Mittwoch, den 16. Juli 1862. 


nach Erlaß des allg. Strafgeſetzbuchs einer Reviſion unterworfen worden, 
und es iſt durch das Geſetz vom 15. April 1852 eine Uebereinſtimmung der 
materiellen Strafbeſtimmungen herbeigeführt worden. 

Die 5 ſagt dann weiter: „indem insbeſondere durch die Art 

und Weiſe, wie von dieſer Gerichtsbarkeit Gebrauch gemacht wird bei der 
Unterſuchung und Beſtrafung der von Soldaten gegen Civilperſonen verüb⸗ 
ten Exceſſen die Civilperſonen des vollen Schutzes verluſtig gehen, auf wel⸗ 
chen ſie gemäß Artikel 4 der Verfaſſungs⸗Urkunde Anſpruch haben.“ Es iſt 
heute ausgeführt worden, daß bei dem Militärgerichtsſtande perſönliche Ein⸗ 
flüſſe mit der Grund ſeien, weshalb das Recht bei dem Militär anders ge⸗ 
handhabt würde, als bei den Civilperſonen; es wird alſo hier der directe 
Vorwurf gemacht, daß das Recht gebeugt würde. Meine Herrn, ich glaube, 
es iſt ein Ruhm in unſerem Vaterlande, daß die Rechtſprechung unparteilich 
iſt, und ich glaube von dieſer Stelle aus, Jedem, der zur Rechtſprechung be⸗ 
rufen iſt, das Zeugniß geben zu können, daß er unparteilich das Recht ſpricht, 
Daß einzelne Rechtſprüche nicht Jedermann befriedigen, liegt in der Natur 
der Sache, es liegt darin, daß das Recht von Menſchen geſprochen wird! 
ſollten einzelne Rechtsſprüche nicht l ſo beruht dies nicht darin, 
daß Militärgerichte das Urtheil ſprechen, es kommt dies auch auf der andern 
Seite vor, und doch hat noch Niemand hier einen Antrag eingebracht, daß 
der Eriminalgerichtsſtand für Civil geändert werden fol, (Heiterkeit.) In 
der Interpellation iſt endlich gejagt: „daß in Folge dieſer faktiſchen Ungleich⸗ 
heit vor dem Geſetze dem Heere das Bewußtſein einer bevorzugten Stellung 
vor den übrigen Staatsbürgern gegeben wird und der Charakter einer nicht 
im Volke, ſondern über dem Volke ſtehenden Macht.“ Meine Herrn, der Herr 
Redner geſagt, wenn ſich das Heer eins mit dem Volke gewußt hat und das 
Volk eins mit dem Heere, ſo habe ich darauf aufmerkſam zu machen, daß 
dieſer Zuſtand ſtattgeſunden hat zu einer Zeit, wo der Militärgerichtsſtand 
ein beſonderer war, und es kann deshalb das Gegentheil nicht geltend ge⸗ 
macht werden. Ich kann alſo nur im Allgemeinen ſagen, daß diejenigen 
thatſächlichen Vorausſetzungen, die in der Interpellation aufgeſtellt find, von 
der Staatsregierung nicht als richtig anerkannt werden können; daß ſomit 
die 3 ſich nicht in der Lage befindet, einen Geſetzentwurf im 
Sinne der Interpellation vorzulegen. Wenn nun einzelne Fälle hervorgezo⸗ 
gen find, jo will ich hier nur des magdeburger Falles gedenken und bemer⸗ 
en, daß das Erkenntniß gefällt iſt nach Anſicht des Vertheidigers, eines der 
Civil⸗Advokaten. (Heiterkeit.) Was die andern beiden Fälle anbetrifft, fo 
ſchwebt darüber noch die Unterſuchung; der Militärgerichtsſtand wird nicht 
dazu angewendet, um ſolche Dinge ſtraflos zu laſſen. 

Kriegsminiſter v. Roon: M. 
zu beſtätigen, was der Juſtizminiſter gefagt hat. Ich bin aber in der Lage, 
einige Punkte, welche der Interpellant zur Sprache gebracht hat, hier zurück 
weiſen zu müſſen. Von der Staatsregierung iſt weder die Motivirung der 
Interpellation anzuerkennen, noch iſt die Regierung gewillt, die Frage, „ob 
zu bejahen, womit dann die Frage „wann“ von ſelbſt wegfällt. Ich muß 
alsdann noch etwas auf das erwidern, was der Redner auf der Tribüne 
vorgetragen hat. Er hat zuerſt geſprochen von den Exceſſen der Militär⸗ 
Verwaltung; das iſt wohl nur ein Lapſus geweſen; Exeeſſe, welche von der 
Militärverwaltung ausgegangen ſind, kenne ich nicht; was die Militärgerichts⸗ 
barkeit begeht, die, glaube ich, ſteht ganz vorwurfsfrei da. Der Redner hat 
ferner geſprochen von dem Intereſſe des Militärs, welches er hiermit wahr⸗ 
nehmen wolle; ich muß die Berechtigung Day dem Herrn Redner abſprechen 
(Auf: Oh! Ob y. Von meinem Standpunkte aus hat die königl. Staats: 
Regierung und zunächſt der Kriegsminiſter darüber zu wachen, daß hier 
Niemand in ſeinem Rechte verkürzt werde, und das iſt geſchehen. Der 
Redner hat ferner von der Kluft geſprochen, welches Militär und Civil 
trennt; es iſt eine traurige Thatſache, die ich anerkennen muß, aber die 
Gründe, die dafür angegeben ſind, kann ich nicht anerkennen. Er hat davon 
geſprochen, daß die Kluft erweitert ſei ſeit dem Jahre 1848. Ja, m. H., 
wenn die Verdächtigungen und Schmähungen gegen die Armee, wie ſie ſtets 
in den Blättern ſtehen, welche es ſich zur Aufgabe gemacht haben, die politi⸗ 
ſchen Bananen dieſer zur Fortſchrittspartei) Seite des Hauſes zu rer 
präſentiten, wenn dieſe nicht aufhören, wird die Kluft immer größer werden 
müſſen. Ich erkenne ſie als eine große Calamität an und wünſche, daß fie 
8 werden möge. Die Armee weiß ſich Eins mit dem Volke, aber 
nicht Eins mit demjenigen Theile des Volkes, welcher es ſich zur Aufgabe 
gemacht hat, die Armee herunterzuziehen. Die Armee iſt noch unſer Stolz, 
das muß ich erklären, obgleich ich der Armee angehöre. 

Präs. Behrend: Der Hr. Kriegsminiſter hat dem Interpellanten die 
Berechtigung abgeſprochen, im Inkereſſe der Armee das Wort zu nehmen 
und feine Anträge zu ftellen. Ich habe das wohl nur als eine ſubjective 
Auffaſſung des Herrn Miniſters zu betrachten, da ſonſt ein ſolches Recht der 
Abgeordneten über allen Zweifel erhaben iſt. (Bravo.) i 

Der Antrag, die Diskuſſion über die Interpellation zu eröffnen, iſt 
eingegangen und wird faſt einſtimmig (nur die Fraction v. Vincke iſt da⸗ 
gegen) 455 den liberalen Fractionen unterſtüßt. Die Debatte beginnt 
demgemäß: 

db . Borſche trägt den bekannten Vorfall in Frankfurt a. O., der 
Stadt ſeines Wahlkreiſes, nach den durch die Zeitungen bereits mitgetheilten 
Einzelheiten vor. In erſter Inſtanz ſei die Klage auf Nichtbenutzung des 
Angers zum Zureiten von e außerhalb der Dienſtzeit vom 
Richter zurückgewieſen worden, weil die Entſcheidung darüber der Polizei⸗ 
hehörde zuſtehe. In zweiter Jes ſchwebe die Klage noch. Der thätliche 
Conflict zwiſchen den beiden Behörden des Staates ſei nun am 28. vor 
Einwohnerſchaft und Meßfremden vollſtändig ausgekämpft worden. Der 
Oberbürgermeiſter habe die Scene endlich durch den mündlichen Befehl, die 

1125 ſolle nachgeben, beendet. Von da ab ſei erſt der Streit in den 
chriftlichen Weg eingetreteu. Die Entſcheidung ſei noch nicht gefällt. Nach 
des Polizeigeſetzes von 1850 handele die Polizei im Namen des Königs 
(hört!), Jeder müſſe ihr Folge leiſten. Das Militär ſcheine davon eman⸗ 
cipirt zu fein. § 20 ibid. ermächtige die Polizei zu geſetzlichen Zwangs⸗ 
mitteln: hätte ſie dazu gegriffen, welche Folgen konnte das haben? Das 
Feder ſchreibe die Formen der Verhaftung vor; wie ſeien ſie 
hier gehandhabt worden? d Zeichen der Senſation begleiten die ganze 
Mittheilung.) Nach dem Strafgeſetzbuch § 89 ſtehe Gefängniß von 14 Tas 
gen bis nid dent auf den Handlungen des Militärs, nach § 90 ſogar Ge⸗ 
fängniß nicht unter 3 Monaten. Dieſe Beſtimmungen ſeien auch auf das 
Militär anwendbar, denn das Militärſtrafgeſetz ſchreibe ſogar Degradation 
für die Vorgeſetzten (§ 107— 108), fo wie Feſtungsarreſt bis zu drei Jahren 
vor. Die königl. Staatsregierung werde hoffentlich mit aller Strenge ein: 
ſchreiten, es ſei einer der flagranteſten Fälle, der Kampf zweier Staats⸗ 
2950 ſei nur durch die Nachgiebigkeit der Polizei verhindert worden. 

ravo. 

Kriegsminiſter v. Roon: Wenngleich der vorgetragene Fall mit der In⸗ 
terpellation in einem geringen Zuſammenhange ſteht, und wenngleich der 
Thatbeſtand, den der Redner vorgetragen hat, noch nicht ee vor: 
liegt, ſo will ich keinen Anſtand nehmen, dennoch einige Bemerkungen 
darüber zu machen. Die Benachrichtigung, nach welcher, wenn von der Ci⸗ 
vilbehörde zu Meßzeiten oder zu andern Zwecken von dem Platze Gebrauch 
gemacht werden ſoll, dieſe Benachrichtigung ſoll eingegangen fein, aber jo 
weit mir bekannt iſt, zu ſpät, und zwar erſt dann, als bereits den Anord⸗ 
nungen der Polizeibehörde gemäß, daß Auffahren der Wagen begonnen 
hatte. Ich bin nicht im Stande, die angeführten Daten zu berichtigen und 
zu beleuchten, weil die ganze Angelegenheit gegenwärtig noch in der Unter⸗ 
ſuchung iſt; ih kann nur fo viel jagen, daß der General, der hier genannt 


0 i dem die Polizeiverwaltung obliegt, 
fern den Conflict herbeigeführt (Unruhe links). Die Beurtheilung, in wie 
ern dieſe Enſſcheidung richtig ist, glaube ich, gehört nicht hierher und kann 
weder von mir noch von dem Sau entſchieden werden. Im Uebrigen liegt 
bis jetzt ein Antrag auf gerichtliche Unterſuchung nicht vor; gleichwohl iſt 
die Militärgerichtsverfaſſung derart, daß in ſolchem Falle der Vorgeſetzte 
ex officio einſchreitet. Es iſt in dieſer Beziehung von Seiten der vorge⸗ 
etzten Behörde das Nöthige geſchehen, um den Thatbeſtand 9 
erdie 

er gefällt werden, ob von Seiten der Militärbehörde unerlaubte Selbſt⸗ 

hilfe ungeſtraft geblieben ſei. 8 4 
Dr. Baur: Er halte die Aufhebung der Militärgerichtsbarkeit 

ilitär für nothwendig, ſelbſt da, wo es ſich um die militä⸗ 


M. H., ich könnte mich darauf beſchränken, das] Waf 


riſche Disziplin handle. Es könne nicht zweierlei Recht für Staatsbürger 
geben; der Verdacht, daß eine beſondere Klaſſe beſonderes Recht habe, dürfe 
nicht aufkommen. Am wenigſten dürfe fie zu Gunſten des Militärs ſtatt⸗ 
finden, weil dieſes ohnehin ſchon durch ſeine Stellung leicht den Verdacht 
der großen Bevölkerung gegen ſich errege, und leicht Gewaltthaten provozi⸗ 
ren und durch ſeine Bewaffnung auch verüben könne. Der Miniſter habe 
ſich in ſeiner Erwiderung auch auf den Standpunkt geſtellt, daß das Heer 
kein integrirender Theil des Volkes ſei. Redner weiſt nach, mit Bezug auf 
Görlitz, wie die Beſtimmungen des Militär⸗Strafgeſetzbuches das Urtheil 
von Civilärzten demjenigen der Militärärzte nachſtellten, wie ſie das Urtheil 
der Erſteren nur im Falle dringender Gefahr zuläſſig erklärten, und giebt 
außerdem noch eine detaillirte Schilderung der bereits bekannten Streitig⸗ 
keiten zwiſchen Militär und Civil in einem Dorfe bei Görlitz, bei welchem 
ein Schloſſergeſell tödtlich durch eine Stichwaffe verwundet ſei. Dies hät⸗ 
ten zwei Civilärzte conſtatirt (Redner verlieſt die beiden Atteſte). Der erſte 
Arzt ſei, obgleich er die ärztliche Unterſuchung leitete, nicht als Zeuge ver⸗ 
nommen worden. Der Verwundete habe den Thäter beſtimmt angegeben, 
ſei aber nicht vereidet worden, theils weil er zu ſchwach, theils weil er frü⸗ 
her wegen Körperverletzung zu 10 Jahr Zuchthaus verurtheilt geweſen. 
Dieſe Strafe habe er aber nicht abgeſeſſen, weil er freigelaſſen worden, da 
er bei einem Aufſtande der Gefangenen dem Wärter das Leben gerettet, 
was man zur Charakteriſtik anführen müſſe, um den Verwundeten nicht von 
vorn herein als Zänker und hitzigen Menſchen hinzuſtellen. Später hätten 
Militärärzte die Obduktion vorgenommen. Natürlich kenne er deren Urtheil 
nicht. Doch habe man geſagt — und das ſtütze ſich auf gute Nachrichten 
— daß die Obduktion ſehr lange gedauert habe, daß die beiden Aerzte in 
Zwieſpalt mit einander gerathen ſeien wegen der Verletzung und wegen der 
Urſache derſelben, daß man die Anſicht geäußert, er ſei nicht an der Wunde, 
ſondern an einer hinzugetretenen Entzündung geſtorben. Das Alles 
habe das Publikum beunruhigt, vor allem aber ſei es beunruhigt worden 
dadurch, daß der Thäter, ein Jäger, trotz des dringendſten Verdachtes auf 
freien Füßen geblieben. Volkshaufen zu Tauſenden hätten ſich am Abend 
verſammelt, die — ob nöthig oder unnöthig, könne man nicht wiſſen — 
durch das Militär auseinandergebracht worden ſeien, obwohl ſie nur, wie 
dies immer bei ſolchen Gelegenheiten geſchehe, gerufen und geſprochen. Man 
habe auch behauptet, die Offiziere hätten an jenem Abende ihren Soldaten 
geſagt, ſich Inſulten nicht gefallen zu laſſen, ähnlich wie vor zwei Jahren 
der Commandeur von Görlitz öffentlich angezeigt habe, daß er ſeine Solda⸗ 
ten 3 würde, wenn ſie bei Inſulten nicht Gebrauch von ihren 
affen machen. 

Ein andermal hätten die Offiziere erklärt, ſie würden bei der Aufnahme 
in die Reſſource gar nicht über ſich debattiren laſſen. Es könne aber doch 
recht gut möglich fein, daß ein Offizier der brapſte und tüchtigſte Mann in 
ſeinem Amt und doch ein unangenehmer Menſch im Umgang ſei, den man 
nicht in einer Geſellſchaft aufnehmen wolle. So lange der Begriff einer 
ſolchen exceptionellen Ehre bei den Offizieren nicht aufhöre, werde an keine 
dauernde Verſöhnung zwiſchen Militär und Volk zu denken ſein. — Später 
habe nun in jenem Falle das Obductions⸗Gericht erklärt, die Verletzung könne 
allerdings von einem wee herrühren. Es liege jedenfalls dort eine 
Verdunkelung des Thatbeſtandes vor, da man die zuerſt anweſenden Civil⸗ 
Aerzte nicht vernommen habe; hinſichtlich deſſen aber beunruhige es die Be⸗ 
völkerung, daß der Thäter bis jetzt noch nicht verhaftet ſei. Das ſei alſo 
kein echtes richterliches Verfahren. Es würde ſeinen Wahlkreis (Görlitz) be⸗ 
ruhigen, wenn einer der Herren Miniſter ſich über den Fall erklären wolle. 

Kriegsminiſter v. Roon: Es iſt nicht beſonders der Sache förderlich, 
wenn hier Unterſuchungsſachen vorgebracht werden, welche noch ſchweben, 
ohne daß der Thatbeſtand feſtgeſtellt iſt. Dies ift jedoch nicht meine Sache. 
Es ſind von dem Vorredner nicht blos Dinge vorgetragen, die er glaubt, 
ſondern er hat auch Dinge zur Sprache gebracht, die möglicher Weiſe vor⸗ 
gekommen ſein können. Das iſt eine Behandlungsweiſe der Angelegenheit, 
welche ſich meiner Kritik entzieht. Ich conſtatire hier nur, daß die Unter⸗ 
ſuchung noch ſchwebt. Wenn der Vorredner daraus einen Vorwurf her⸗ 
1 1 hat, daß die Sache ſo lange dauere, ſo muß ich bemerken, daß ich 

isher der Anſicht geweſen bin, das militäriſche Verfahren ſei expediter als 
das Civilverfahren, und wenn die Sache jo lange hingezogen iſt, fo liegt 
das darin, daß das Militärgericht hier nicht allein verfahren konnte, ſondern 
auch das Civilgericht hinzugezogen werden mußte. Die Akten ſind bisher 
beim General⸗Auditoriat nicht e Wenn in dem Verfahren oder 
in der Behandlung der Sache gefehlt iſt, ſo verſteht es ſich ganz von ſelbſt, 
daß das in geeigneter Weiſe gerügt werden wird. Verſehen und Vernach⸗ 
läſſigungen ſind überall möglich; die Herren werden nicht in Abrede ſtellen 
können, daß auch Mißgriffe bei den Civilgerichten vorkommen, und wenn 
dies der Fall iſt, ſo tritt Remedur ein. Was die Militärgerichte anlangt, 
ſo iſt dabei ganz daſſelbe der Fall. 

Abg. Mellien: Er wolle nur die Dringlichkeit der Reform conſtatiren; 
die öffentliche Meinung und die liberale Preſſe ſeien darin einig, und der 
525 Miniſter meine vielleicht die Wirkſamkeit der letztern, wenn er von 
ortdauernden Verdächtigungen ſpreche. Die Forderung ſei geſchichtlich be⸗ 
rechtigt. Die Militär⸗Gerichtsbarkeit ſei früher in Preußen auch auf Civil: 
Sachen ausgedehnt geweſen, mit Recht, ſo lange ein Söldnerheer beſtand. 
Das änderte ſich mit der Reform des Heerweſens, und mit dieſer fiel jene 
Ausſchließlichkeit. Das erkannten die Staatsmänner feiner Zeit vollſtändig 
an, wie das in der Kabinetsordre vom 21. Januar 1808 ausdrücklich aus⸗ 

eſprochen fei. Der Miniſter v, Schrötter habe ſogar die Criminalgerichts⸗ 
barkeit, mit Ausnahme der Disciplinarfälle, den Civilgerichten übertragen 
wollen und Friccius, eine große Autorität und ein Patriot, wie wenige, 

abe darauf gehende Anträge fort und fort erneuert. Mit dem Erlaß der 

erfaſſungs⸗Urkunde ſei die Begründung des Verlangens noch evidenter 
geworden und man werde ihm gerecht werden müſſen, wenn man auch jetzt 
noch nichts davon wiſſen wolle. (Bravo.) 0 

Abg. Schulze (Berlin): Der Interpellant ſei falſch verſtanden, wenn 
man glaube, er habe die Militärgerichte der Parteilichkeit beſchuldigt. Aber 
die Garantien für die Selbſtſtändigkeit des Richters fehlen, wo ein abgeſon⸗ 
dertes Standesbewußtſein ſo mächtig vorwalte und auch auf die Auditeure 
ſich erſtrecke. Nur die Ausnahmeſtellung ſolle aufhören, und das verlange 
die Verfaſſung; das Geſetz von 1849 behalte die e aus⸗ 
drücklich weiterer Regelung vor. Der Miniſter habe von Remeduren geſpro⸗ 
chen; dieſe aber ſeien, wie er aus eigener Erfahrung wiſſe, beſonders bei 
Obductionen, eine mißliche Sache. Der Juſtizminiſter habe die Anſicht des 
Vertheidigers im Sobbe⸗Putzkiſchen Falle für ſich angeführt. Der Miniſter 
ſei aher gewiß ein zu guter Juriſt, als daß er nicht wüßte, daß die Wünſche 
der Vertheidiger nicht gerade Maßſtab für die richtige Strenge der Urtheils⸗ 
ſprüche ſeien. Das Heer ſtehe im Volke, das ſei vom Kriegsminiſter ſelbſt 
anerkannt, und darin liege das volle Recht des Haufes, für die Staatsbür⸗ 
ger in der Armee gleiche Verantwortlichkeit und Wiche Garantien von ihrem 
Richter zu verlangen (Bravo). König Friedrich Wilhelm III. habe öffentlich 
ſeine ſtrenge 1 über Militärerceſſe in der bekannten Cabinetsordre 
ausgeſprochen; in welchem Gegenſatze ſtehe das zu der „Remedur“, die der 
Herr Kriegsminiſter der Wahlagitation während der Controlverſammlungen 
angedeihen ließ? Konnte der betr. Offizier anders glauben, als nur, er 
habe feine Agitation nur an unrechter Stelle walten laſſen. 1808 —9 habe 
man noch kein Volksheer gehabt, dies fei erſt 1814 zum Abſchluß gekommen; 
damals hatte der Soldat noch nicht die allgemeine ſtaatsbürgerliche Stel⸗ 
lung. Ständen nur die Männer von 1808 noch heut an der Spitze der 
Verwaltung, ſie würden ſich keinen Moment beſinnen, unſeren Wünſchen 
nachzukommen. Wahrlich, wäre es mehr der Geiſt jener Männer, der un⸗ 
ſere Staatslenker beſeelte, mehr der Geiſt, als nur die Worte: es würde um 
uns beſſer ſtehen (lebhaftes Bravo). 5 5 

Abg. Steinhardt: Den Beweis, daß ſeine Partei das Heer herabſetze, 
ſei man ſchuldig geblieben. Keine Herabſetzung der Armee ſei es, wenn 
man eine Reform derſelben wolle, ſondern es ſei der laute Schrei des gan⸗ 
zen Volkes wegen Einführung einer beſſeren Juſtiz im Heere. Es ſei Pflicht 
der Volksvertretung, von dieſem Gegenſtand zu ſprechen, damit das Land 
uud die Regierung es höre. Was ſei das Heer, deſſen exceptionellen Stand⸗ 
punkt man ſo ſehr betone? Das preußiſche Heer baſire auf der heiligen 
Pflicht der allgemeinen Wehrpflicht, darnach müſſe jeder ſeine Perſon für die 
Vertheidigung des Landes einſetzen. Das Heer beſtehe alſo aus Bürgern, 
deren Recht man beeinträchtige. Der Conflict in Frankfurt ſei ein Scandal, 
eine Anarchie von oben, 
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ſolchen Zuſtand herbeigeführt, hätten unter Belagerungszuſtand geſtellt wer⸗ 


den müſſen. Schon einmal habe er früber das Wort genommen, im Jahre obern. 
1848, für das Heer. Damals habe er gefragt, ob denn die Soldaten, die er geſchworen, ſeh 
äußerſte Stütze für Recht und Geſetz, wenn alles wanke, ob fie allein die (Bravo zur Rechten.) 
moraliſch Beſcholtenen und von dem höochſten Ehrenrecht freier Staatsbürger niſt 


ausgeſchloſſen ſein ſollten? Darauf habe man das Heer zur Wahl zuge⸗ 
laſſen. Er hoffe auch jetzt, daß das Recht ſiegen werde. 0 
Rede iſt der Miniſter v. Müh ler eingetreten.) 3 

Abg. Pilüder verzichtet auf das Wort, — Abg. Senff weiſt aus der 


Entſtehung der Verfaſſungs⸗Urkunde und dem Geſetze vom 2. Januar 1849 find 


über die Gerichtsorganiſakion nach, daß eine Beibehaltung der beſtehenden 
Militärgerichtsbarkeit nicht beabſichtigt geweſen ſei. Wenn aber wirklich aus 
der Verfaſſung eine beſondere Militärgerichtsbarkeit gerechtfertigt werden 
könnte, ſo widerſpreche doch die gegenwärtige mehreren Beſtimmungen der 
Verfaſſung — dieſelbe verlange Unabhägigkeit des Richterſtandes; von einer 
ſolchen könne aber da nicht die Rede ſein, wo das Urtheil der Richter durch 
das Verhältniß zu deren Vorgeſetzten beſchränkt, und um giltig zu werden, 
an die königl. Genehmigung gebunden ſei. Art. 97 ſchreibe ferner vor: in 
Preußen ſolle ein oberſter Gerichtshof beſtehen; für Vergehen von Militär⸗ 
perſonen aber ſei das Obertribunal nicht der oberſte Gerichtshof, ſondern 
das General-Auditoriat, Die Verfaſſung ſtelle ebenſo als Grundſatz die 
Oeffentlichkeit des Verfahrens hin; dieſer Grundſatz gelte für die umge 
richte nicht, und das geheime Verfahren derſelben ſei um ſo mehr zu bekla⸗ 
gen, als aus ihm allein die Verdächtigungen gegen die Militärgerichtsbar⸗ 
eiten entſtehen könnten. Nach der Verfaſſung ſollen über Verbrechen ſtets 
Geſchworene urtheilen, die Militärgerichte machen auch hiervon eine Aus, 
nahme. — Es entſpreche ebenſo den Geſetzen nicht, wenn die Beweistheorie 
der Civilgerichte in den Militärgerichten nicht zur Anwendung komme, ſtatt 
derſelben vielmehr eine formelle Beweisthesrie in Uebung ſei, die, wie auch 
das Prinzip der in Militärgerichten ebenfalls noch verhängten außerordent⸗ 
lichen Strafen, dem ſonſtigen Rechtszuſtande widerſpreche. Redner erwähnt, 
auf die Uebung der militäriſchen Gerichtsbarkeit eingehend, daß er in ſeiner 
Praxis als Vertheidiger die Erfahrung gemacht habe, daß, wenn Gemeine 
und Unteroffiziere die Angeklagten waren, von den Richtern viel leichter den 
Anführungen der Staatsanwaltſchaft, wenn dagegen Offiziere, den 
Gründen des Vertheidigers Gehör gegeben werde. Hierin ſolle keine 
Verdächtigung der militäriſchen Richter ausgeſprochen ſein, aber es gehe hier⸗ 
aus hervor, daß die ganze Eigenthümlichkeit der militäriſchen Gerichte ein 
ſo ungleiches Verfahren hervorrufe. Dem eg gegenüber weiſt 
der Redner auf die Aeußerungen militäriſcher Blätter hin, die in Folge der 
bekannten greifswalder Vorgänge gegen Civilbehörden gethan worden wären, 
und welche an Dreiftigteit Alles weit hinter ſich gelaſſen hätten, was in 
diefer Beziehung von der liberalen Preſſe je gegen militärische Verhältniſſe 
bätte gejagt werden können. (Sehr wahr). Trotz der heute am Miniſter⸗ 
tiihe abgegebenen troſtloſen Erklärungen, hoffe er doch, daß das Miniſterium 
bald die Militärgerichtsbarkeit in geſetzlicher Weiſe regeln werde. (Heiterkeit). 
Abg. Oppermann: Die gegenwärtig debattirte Frage ſei im Lande 
bereits überall gegen den beſtehenden Zuſtand entſchieden, und er wolle des⸗ 
balb die allgemeinen Geſichtspunkte nicht von Neuem hervorheben, nur gegen 
einzelne Mängel der militäriſchen Gerichtsbarkeit ſich wenden. In dieſer Ber 
a ſei vor Allem der Mangel der Oeffentlichkeit zu beklagen: gerade 
dieſes Prinzip bewirke den Segen der Civilgerichtsbarkeit; im ganzen Lande 
herrſche das Intereſſe zu wiſſen, auch wie von den Militärgerichten erkannt 
werde, wie die dem Heere angehörigen Mitbürger beurtheilt würden. Der 
Kriegsminiſter habe an die Verſchleppung in den Civilgerichten erinnert; 
Redner hofft, daß der Juſtizminiſter durch ſein Schweigen nicht dieſen Vor⸗ 
wurf als richtig anerkennen wolle. — Wenn der Juſtizminiſter geſagt habe, 
daß die Militärgerichtsbarkeit keine Ungleichheit vor dem Geſetz begründe, 
ſo frage er, ob die Verſchiedenheit in den Prozeßgeſetzen nicht eine ſolche 
Ungleichheit enthalte? Habe doch erſt iure der Juſtizminiſter bei den Ver⸗ 
1 über die Zeugnißpflichtigkeit der Redakteure ausgeführt, daß durch 
nnahme des von der Commiſſion empfohlenen Entwurfs eine Ungleichheit 
vor dem Geſetz zu Gunſten der Redakteure geſchaffen würde. (Hört!) Ueber 
die weitere Ausführung des Juſtizminiſters: Niemand petitionire doch um 
Aufhebung der Civilgerichtsbarkeit, könne man ſich nicht genug wundern, da 
die Eivilgerichte doch eine unentbehrliche Nothwendigkeit eien. Sollte aber 
darin angedeutet fein, daß den Civilgerichten Vorwürfe gemacht werden, fo 
boffe er, daß bei den jetzt jo vielfach ſchwebenden Disciplinarunterſuchungen, 
denen die Perſon des r nicht fern ſtehe, (hört, hört!) die Civil⸗ 
erichte nach keiner Seite Veranlaſſung zu ſolchen Vorwürfen geben würden. 
ate Auf die Aeußerungen des Kriegsminiſters über die Preſſe der 
artei hes Hauſes, welche ſich die Fortſchrittspartei nenne, müſſe er erklären, 
daß es unrecht fei, eine Partei des Hauſes ſolidariſch verantwortlich zu ma⸗ 
chen für das Verhalten der Preſſe. Einer Verdächtigung der Parteien möge 


man ſich doch ebenſo enthalten, wie der Verdächtigung der Perſonen. Wie ſer allein die Armee vertrete, 
nicht zu vertreten. (Bravo. 
daß in dem Hauſe keine 
davon, daß unter uns noch ein ac 
angehört, gehören dem Hauſe viele Mitglied 
Kriegsminiſter möge ſich erinnern, daß di 
der Armee iſt. (Sehr richtig.) — Der 


perſönlich); er habe nicht, wie der Juſtizminiſter gemeint, 
airgerichten Parteilichkeit vorgeworfen und ver 
en den Zuſammenhang ein, 


könne man der Fortſchrittspartei eine Abneigung gegen das Heer unterſchie⸗ 
ben, da von dieſer doch gerade die Beförderung von Unteroffizieren zu Of⸗ 
fizieren, fo wie die Zweifel über die Auslänglichkeit der Lohne der Gemeinen 
und Unteroffiziere fort und fort angeregt würden! Dem gegenüber könne 
man die Fortſchrittspartei doch eben ſo wenig ſchmähen, als der Abneigung 
gegen das Heer verdächtigen. (Bravo.) 

Kriegsminiſter v. Roon: Ich bin gezwungen, auf Dinge zu antworten, 
welche mir von dem Vorredner imputirt worden find. Ich habe nicht ge: 
ſagt, daß die Preſſe, welche Ihre Anſichten (nach links) vertheidigt, in Ihrem 
Auftrage handle, wenn ſie die Armee ſchmäht; das Factum aber iſt überall 
zu leſen, und ich habe nur von der Thatſache geſprochen. Wenn dabei elwas 
gegen Ihren Willen geſchehen iſt, ſo thut es mir leid, und ich kann es nur 

ellagen. Die Abſicht, die Herren mit jenem Theil der Preſſe zu identifici⸗ 
ren, hat bei mir nicht vorgelegen. Es iſt ferner von Zeitungsartikeln im 
entgegengeſetzten Sinne geſprochen worden. ch kann verſichern, daß mir 
ſolche Artikel eben ſo zuwider ſind, wie von der andern Seite; ich würde 
von dieſer Stelle aus am liebſten von der Preſſe und ihren Ausſchreitungen 
gar nicht ſprechen, wenn ich nicht provocirt worden wäre. Im Uebrigen 
aber habe ich geſagt, die Armee gehört dem Volke und kehrt in das Volk 

urück, und es kann lediglich die Rede ſein von Partei⸗Verdächtigung, möge 
ie in der Preſſe wurzeln oder ſonſt wo. Es wird als ein Mangel bezeich⸗ 
net, daß die Militärgerichte nicht öffentlich find. Ueber dieſen Punkt eine 
Discuſſion zu eröffnen, ſcheint mir nicht am Orte; dagegen ſcheint es mir 
am Orte zu fein, Auftlärungen über die Wirkſamkeit der Militärgerichte zu 
geben. Der Urtheilsſpruch wird gefällt von denjenigen, welche dem Gerichts⸗ 
verfahren unterworfen ſind, und es ſcheint mir, daß dieſe antun ihre 
große Berechtigung hat. Es iſt auf den privilegirten Gerichtsſtand hinge⸗ 
wieſen; dieſen Ausdruck muß ich perhorresciren, denn daſſelbe Strafgesetz 
gilt in allen gemeinen Verbrechen für Militär und Civil. Ein Privilegium 
eriftiet dabei nicht. Daß gewiſſe Vergehungen, welche für einen Mann bür⸗ 
erlichen Standes ſtraflos ſind, für die Militärperſonen ſträflich werden, das 

t eine Nothwendigkeit, die Jedermann anerkennen muß. Deswegen waren 
mir die vorher gemachten Aeußerungen, daß man ſich der — an⸗ 
nehmen wolle, bedenklich. Die Herren ſagen, ſie vertreten das ganze Land 
und die Armee, nach ihrer Auffaſſung. nzwiſchen ſehe ich aus den Reihen 
der Armee Niemand in dieſem Haufe, als mich jelbit; die Intereſſen der 
Armee haben bei den Wahlen nicht den Ausdruck gefunden, den ich erwartet 
habe. Deshalb muß ich auch das Beneficium in nſpruch nehmen, und ich 
3 daß ich das auch im Namen der Armee thun kann und thun muß. 

enn einer der Vorredner behauptet hat, ich wäre den Beweis ſchuldig ge⸗ 
blieben für die Behauptung, daß in der Preſſe Stimmen laut geworden 
wären, die Kluft zwiſchen Armee und Volk herbeizuführen, ſo können Sie 
unmöglich von mir verlangen, daß ich alle die gebrauchten Ausdrücke repro⸗ 
duciren ſoll. % glaube, das würde einer ſachlichen und verſöhnlichen Be: 
ſprechung des Gegenſtandes nicht dienen; darauf verzichte ich gern, und bin 
überzeugt, damit der Sache nicht zu ſchaden. A 

bg. v. Leeden verzichtet auf das Wort. f : 

Abg. Duncker: Der Kriegsminiſter ſei den Beweis für die Verdächti⸗ 
gungen der Preſſe ſchuldig geblieben, Die Preſſe babe ihre Schuldigkeit in 
der Sache gethan, oft mit ſchwerem Herzen; ſie habe nichts gethan, als die 
Erceſſe des Militärs zur Sprache gebracht. Sie habe das mit ſchwerem 
Herzen gethan, denn ſie wiſſe, daß nichts mehr das Streben erſchwere, Preu⸗ 
ßen feinen Platz in Deutſchland zu ſichern. Der Miniſter beſtreite ferner, 
daß die Abgeordneten Vertreter auch der Armee ſeien, das ſei mit klaren 
Worten der Verfaſſung widerlegt, und er (Redner) werde gern ſelber den 
Fa Kriegsminiſter hier vertreten, da er keinen Sitz im Hauſe gefunden. 


eiterkei.) Der Redner geht auf den Beſcheid des Miniſters wegen der |b 


ntrolverſammlungen über. Berathungen politiſcher Art unter Militärs 
nach Ber Controlverſammlungen feien bewaffnete Volksverſammlungen und 
5 ſolche geſezwidrig. Die Garantien der Selbſtändigkeit, der Oeffentlichkeit 
— er beim Militärgerichte, die Oeffentlichkeit und Mündlichkeit dieſer Ver⸗ 
Bube würden das ſicherſte Mittel gegen alle „Verdächtigungen“ ſein. 
Der Kriegsminiſter: Der Herr Vorredner ſcheine nicht zu wiſſen, da 
das rechtsverſtändige Mitglied des en Thalbeſtand ee 
ierauf die Klaſſennota von unten auf abgegeben werden, aljo eine Beein⸗ 
uſſung der Untern durch bie Obern nicht ſtattfinde. Auch For der Vor⸗ 
geſetzte ja höchſtens bei Inſubordination ein Intereſſe an ſolchem Einfluß. 


wöhnlich ſtrenger bei ſchweren Fallen, als die 
keine Garantie, ſondern der Eid, und der, dem 
t hinter verſchloſſenen Thüren, 
ontrolverſammlungen betreffend, fa 
tets berechtigt, mit den Bekannten, die 
utreten und ein Geſpräch anzuknüpfen. 
tem Brauch ihren Degen an der Seite 
ihn vor der Thür zu laſſen. Die 

freiem Himmel ſtattgehabt und 


Die untern Votanten ſeien ge 
Die Oeffentlichkeit ſei 


ſei doch gewiß | 
terwegs angetroffen, zuſammen 
Da die Offiziere nach a 
de man ihnen nicht zumuthen, 
Controlverſammlungen haben nicht un 
en ſtets ohne Waffen ſtatt. 
Ein Schlußantrag iſt eingel 
Abg. Dr. Freſe (Minden): 
Heer und Volk vergrößern ſollen 
kanntlich in die Kaſernen keinen 
welche in den Kaſernen Zutrit 
tei vertreten. Bei dieſer Geleg 
Verdienſte zu gedenken, welche di 
ſche Lage, namentlich um die Militärfrage, 
erworben habe (Bravo). 
ten. — Abg. Steinhardt: Er mü 


Die Gemeinen müßten ihr Urtheil, 8 e 
aus den Akten rechtiertigen, was ihnen natürlich 
Der Chef mache fie ſogar vorher aufmerkſam, wie 
fie adwichen von dem Urtheil ihrer Vorgeſetzten. 
Es liege ihm fern, zu glauben, daß 
ichter das Recht beugen könne. 
cht auf die Einwendungen geantwortet, 
„daß derſelbe ſich heute zum erſtenmale 
3 und der Unparteilichkeit deſſelben angenommen habe. 
daß der Juſtizminiſter in ſeinem 
Er müſſe ferner leider conſtatiren, daß Richter, 
ſprochen, zur Disciplinarunterſuchung gezogen 


Während dieſer (Heiterkeit. ) 


aufen, er wird aber abgelehnt. 

Wie die liberalen Blätter die Kluft zwiſchen 
„ſei nicht recht klar, da jene Blätter be⸗ 
Zutritt haben, und umgekehrt diejenigen, 
nicht die Anſichten der liberalen Par⸗ 
enheit aber ſei es wohlgethan, der großen 
die liberale Preſſe Preußens um die politi⸗ 
ſich in mühſamer täglicher Arbeit 
ſter iſt währenddeſſen abgetre⸗ 
e Thatſachen berichtigen. Die Miniſter 
ſeien Ankläger und Vertheidiger in 


Der Kriegmini 


wenn es von dem des 


Auditeurs abwiche, 
immer unmöglich ſei. 


ſter Graf zur Lippe: 
irgend ein preußiſcher R 
mann: Der Juſtizmini 
die gemacht worden. Er freue ſich, 
des Richterſtande e 
der müſſe er aber conſtatiren, 
anderer Anſicht geweſen ſei. 
die dem Wahlerlaſſe wider 
worden ſeien. (Hört! hört!) 
er Graf zur Lippe: 
über die Militär⸗Gerichtsbarkeit 
dieſelbe ſtütze ſich auf 


Die Emanation eines neuen Geſetzes 
cht im Artikel 37 der Verfaſſung; 
Die Beſtimmungen über die 
Gerichte bezögen ſich nur auf die Civil⸗Gerichte und 
die Gerichte von einander unabhängig ſeien, 
keit eines Gerichtes erſter Inſtanz deßhalb bezweifeln, weil 
weite Inſtanz abgeändert werden können. (Ver⸗ 
en könnten überall vorkommen, das wiſſe der Ab⸗ 
l ſelbſt, da er ſich oft genu 
) — In feinem Waßerla 


ſchon beſtehende Geſetze. 


Man könnte ja 
die Unabhängig N 
feine Urtheile durch die z 
wunderung.) Berzögerun 
auf dem Inſtanzen⸗ 
habe er nur geſagt, 


U 


ordentliche Fälle die Seit auf 10 Jahre ausgedehnt wiſſen; auf die 2 l 


niſter für die landwirthſchaftl. Ang. Gr. Igzenplitz, bittet um Ablehnung 
1 5 Sen, das any Praktiſche ſei, die Beſtimmung der Friſten in jedem 


useinanderſetzungsbehörde zu überlaſſen. — Abg. 


Nach einer kurzen Rekapitulation des Referenten, wird der 8 2 nach vor⸗ 
heriger abe der Amendements der Abg. Kuhlwein und Hummel (alſo 6, 


dieſer nicht überall die politiſche Gemeinde bedeute, ſondern auch die J 
reſſenten in ſich begreifen könne. Der Tendenz des Antrages ſei er indeß 
nicht entgegen und wünſche ſehr, daß die Intereſſenten von der geſetzlichen 


5 3 Amendement Virchow wird abgelehnt. 
mung e der Sitzung 3% Uhr. Nächſte Sitzung Freitag 10 Uhr. Tages ⸗ 


reslau in Berlin nicht erreicht. 


Breslauer Sternwarte. 


t 8 einfache Bürger 
teren Falle müßten die Verſammlungen als Volksverſamm⸗ 
den. — Der Eid und die Oeffentlichkeit zuſammenge⸗ 
das Weſen der Schwurgerichtsverhandlungen; die Geſchworenen 
vor Gott und den Menſchen u. ſ. w. Uebrigens ſei 
hier im Haufe vertreten durch zahlreiche Landwehr; 
es. Dieſe ſeien denn doch jedenfalls 
Das Haus ſolle aber gar keine Standes⸗ 
„zu dem ja nach des Miniſters 


betrachte. Im letz 


müßten ſchwören 


ja durch Ritter des eiſernen Kreuz 
Armee zu ſprechen. 
ntereſſen vertreten, jo 
Aeußerung auch die 
Abg. v. Bockum⸗Dolff 


ndern das ganze Volk 


3: Die Behauptung des Kriegsminiſters daß 
beruht auf einem Irrthum. Er hat die Armee 

Auch ſeine fernere Behauptung, 
rmee ſäßen, iſt irrig. Abgeſehen 
tiver General ſich befindet, der der 
er der Landwehr an. Der Herr 
3 Haus auch die beſte Vertreterin 
chluß der Diskuſſion wird ange⸗ 


weiſe auf ſeine Worte. 
in welchen der Juſtiz⸗ 
nach eine Kluft zwiſchen 
ähungen liberaler Zeitungen gebracht 
ſöͤnlich): das Haus werde ihm bezeugen, 
liche Bemerkung nicht veranlaßt. Der Juſt 
eworfen, daß er oft auf dem ( 
tellung außer dem Haufe gedacht. Die Sache 
de nicht, obgleich er es könnte, dieſen 
ber für ſehr bedenklich erachten, wenn 
ur Sache zu ſprechen außer Stande, 
Es ſcheine ihm, als ob dem Herrn Miniſter 
erichtsſtände nicht ganz klar ſei (Senſation). — 
Er habe den Abg. Simon dahin verſtanden, daß er den 
Vorwurf machen wolle, daß fie perſönlichen Einflüſſen] Ber 

rlin-Hambur 


Berl.-Potsd.-Mgd. 
Berlin-Btettiner . 


Er lege ferner Proteſt ge 
miniſter die Motivirung ſeine 
und Militair beſtehe, mit den 
Oppermann (per 


in ſeiner Abweſenheit ihm vo 
ſtanden, alſo ſeiner amtlichen 
gehöre nicht in das Haus und er wer 
Vorwurf zurückweiſen; er müſſe es 
ein Miniſter der Juſtiz da, wo er 
an die Perſon halte (Beifall). 
auch die Natur der 


kilitairgerichten den 
zugänglich ſeien. In Bezug auf den Abg. Oppermann verwahre er ſich gegen | Be 
den Vorwurf der it. . 
Tagesordnung weiter zum Geſetz Entwurf, 
Regierungs⸗Verordnung von 1821 reſp. Il 
bg. Virchow, der, 
ſchlag gebracht hat, find don den Abg. 
e eingegangen. Beide wollen 
Maximum feſtgeſetzt wiſſen, der 
Dieſelben finden ausreichende Un⸗ 
ſchaftl. Angel. erklärt ſich mit 
anden und behält ſich das Urtheil über 
irch ow rechtfertigt ſein Amendement. In 
ren die lebhafteſten Klagen über das Ver⸗ 
Wenn dort nicht bald eine Siſtirung 
en zwar im Wege Rechtens, aber nicht 
Rechte verluſtig gehen, welche 
ſchon vergebl. verfochten hätten. 
en den Antrag Virchow. Der Antr. fh 
ner Gemeinde als Corporation und 
enn man den Antrag annähme, ſo 
8 von allg. Bedeutung ſei u. die reiflichſte 
icht im Zuſammenhang mit dem vorl. 
fin die beſteh. Geſetzgebung u. er ſtimme 
weiſung des Abänderungs⸗ 
da der Gegenſtand aller⸗ 
einer Bemerkung des Ab⸗ 
ſem Falle ausnahmsweiſe eine münd⸗ 
g für genügend erklärt, wird der Antrag des Abgeord⸗ 


Abänderung einer 
bronn iſt Referent. Außer von dem A 
theilt, einen Zuſaßparag 
Kuhlwein und Hummel 
die Abänderungsfriſten auf ein beſtimmtes 
erſtere auf 6, der letztere auf 10 Jahre. 
— Der Min. der landwirt 
der Comm. im Weſentlichen ein 
die Amendements vor. — A 
einem Wahlkreiſe ſeien ſeit Jah 
ahren der Regierung geführt worden. 
eintrete, würden die dortige 
in dem der Billigkeit ihrer 
Jahrh. beim Kreis⸗Kammerger. 
mann für den Com.⸗Antr. und geg 2 
ihm gar nicht zu unterſcheiden zwiſchen ei 
den Intereſſenten einer Dorfgemeinde. 
würde dadurch ein Prinzip ſtatuirt, da 
Erwägung verdiene, dabei aber durch 
Geſetzentw. ſtehe. Der Antra 
daher dagegen. — Abg. K 
antrages des Abg. 
dings die reiflichſte Erwägung erforder 
Vincke, welcher in die 


wie ſchon mitge⸗ 
Abänderungsvorſchl 


Breslau-Freibrg. 4 128 bz.u.G. 
Cöln-Mindener . |124,13|177%, & 19 bz. 
Franz.St,-Eisenb. | 6 | 13 ½ ba. (excl. D.) 
Ludw.-Boxbach. | # 413 B. 
Magd.-Halberst. . 110 4310 6. 
d.-Wittenbrg.] 14] 4 45 bz 
»-Ludw. A. | 7 | 4 ]124%, 4 128 ba. u. B. 
Mocklenburger..| 2%] 4 168% bz. 
Münster-Hammer| A | 4 |98 B. 
Neisse-Brioger ..| 3½ 4 173%, bs. 
oderschle#s. 4-14 199% bz. 
— b. 1% - 57 5 
Nordb. (Fr.- % A 4% ba. 
dito Prior... — 4 — — — 
Oberschles. A. , 73 ½ 164 ba. 


ſie ſeit dem vor. Pari 


\ ocz beantragt Zurück 
Virchow in die Commiſſion, 


iche Berichterſtattun 
neten Klotz abgelehnt. 
dick: Der $ 2 des Geſetzes möchte zu Bedenken Veranlaſ⸗ 
fung geben, inſoſern die Ausführung der agrari 

nicht in einer Weile verzögert werden dürfte, 
wirthſchaftlichen Nachteil 
3 geſtellten Kuhlweinſchen An 
bg. Lette hält es für beſſer, 
im Intereſſe der Berechtigten 
emeſſen der Ausei 


ſchen Auseinanderſetzungen 
den Uebergang mit andern 
empfehle daher den in der Comm. 
trag, die Friſt auf 6 Jahre zu beſtimmen. 
die Beſtimmung der Friſt zur Abräumung 
Geſetz aufzunehmen, und dem pflichk⸗ 
nanderſetzungsbehörden zu überlaſſen. — $ 1 


eilen verbinde; er emp 


2... ͤ ̃ ̃ —— —.. ...... 8 
15, Juli 10 U. Abds.] 27 6,71 ＋ 16, SO. 1. | Heiter. 
16. Juli 6 U. Morg.] 27 5,94 | +142 SO. 1. Heiter. 
— — 
Berliner Börso vom 15. Juli 1862. 
Fonds- und Geldeourse, Se 5 | 
Freiw. Btaats-Anleihelät4]101%, bz. Oboriehles. B. , 128 134% G. 
Jteate-Anl. v. 1850, 5214141100 B. dito 0. 77 8½%% 184 bz. 
dito 54, 88, 88, 67% [02% br. dito Prlor A. 4 
1 100 ba. dito Prior — 134 8% B 
dito 1889 5 08% ba. dito Prior 0. — — —— 
3taats-Schuld-Bch. ... 134,100", bz. dito Prior D..| — 06%, ba. 
Präm.-Anl. von 1875 123%, bz. dito Prior E — a1 851, bs. 
Berliner Stadt-Obl. . 4411024 bz dito Prior F. .| — 441102 B. 
Kur- u. Neumärk. . Oppeln- 48 bz. 
dito 101% bz Prinz-W. (St.- V.) 60 B. 
Bh 9 404 bx. 
dito (8.) Pr. — | 4 102 B. 
dito Prior. — | 419 C. 
dito III. — 7 9% bz. 
| 5716, G. 
B rt-Orefo 1 a 
Starg.- Posener 4 55 102 bz. (excl D.) 
or. 6% 4120 6. 
wilh .I— | 4 156% ba. 
dito Prior. — | 4 |92% bz. 


dito III. Em. 4 
dito Prior 8t. A193, G. 
dito dito 66 ½ b 


Preuss. und ausl. Bank-Actien. 


Dix. E. 
85 
Oosterr. Motall. . . . . 5 156 bz. Berl. K.-Verein. 5 4 |116 B. 
dito der Pr.-Anl. | A [73% EB. Berl,-Hand.-Ges. A 90%, etw. bz. 
dito neuo 100-0.-L.} —|68 ba u. G. Berl. W.-Ored.-G. — | 5 I —_ 
dito Nat.-Anleihe .| & 66 % bz u.G. Braunschw.Bank| A | A — Wr 0 
dito Bankn. n. Whr.] — 79% bz. Bremar 1 5 141 bz. 
- ©..| 5 |94%, etw. bz. Coburg. Oredit-A, 4 [7214 f. 
to b. eiho...| 5 86 bz. u. G. Darms t. Zettel-B. 9 498 ½% G. 
dito poln. Bch.-Obl.| A |83 bz. Darmst.Oredb.-A. 4 86% etw. ba. u. G. 
Polu. Piandbrieſo. 4 Dess. Oreditb.-A. | — 4 6% etw. bz. 
dito III. re | 89 5 bz Disc.-Om.-Anthl. | 64% & 48 br. 
Poln. Obl. à 500 FI. . 483 Genf. Oreditb.-A.| 2 | 4 147 dz u B. 
to à 300 Fl. . 5 85 B Geraer Bank. 5½ 483 8. 
4 200 1123 b. Nrd. Bank] d | A |96 bz. 
Poln. Bankndten ....|— 187% da 1 N. 10 4101 8. 
Kurheas. 40 Thlr. ia Hannov, „ 14%! 4 |100 ba. 
Baden 38 Fl. . . 1 . —— 85 3 ) 4 > Aue bz u. G. 
uxembrg. 9 
Action-Course, . a N 5875 G. 
Div.| B Mein.- Oreditb.-A. 4 188%, ba u. g 
1Bslı E, Minerva-Bwg.-A. | — | 5 135% & 7, bK 
B 37 7 0 B. Oester. Ordtb.-A.| 1% 5 185%, & % bau 
36 4 351, bs Pos. Prov.-Bank | 54}. 4 6 ½ d. 
i 100 5 8 S B e uw, 2 1 
2 Ver. *. 
90 a 1197 bz 24 4 70% etw. bz. u. G 
19 B 


4 1206 bz. 
9 4 1273, ba. (excl. D.) 


Delegrapbiſche Eourfe und Börſen⸗ Nachrichten. 
„ 15. Juli, Nachm. 3 Uhr. Die Rente begann zu 68, 55, fiel 
auf 68,45 und ſchloß unbelebt und matt zur Notiz. 
12 Uhr waren 92% eingetroffen. Schluß⸗Courſe: proz. Rente 68, 50. 
4 proz. Rente 97, —. Zproz. Spanier —. 10703 Spanier 43%. Silber⸗ 

„ Grebit:mobilier-Attien 


Wien, 15. Juli, Mitt. 12 Uhr 30 Min. Börſe lebhaft, g proz. 
Metall, 71, 10. 4 proz. Metall. 62, 25. Bank⸗Aktien 806. Nordbahn 
196, 60. 1854er Lobſe 90, 25. National⸗Anleihe 82, 20, Staats⸗Eiſenb.⸗ 
Aktien⸗Cert. 250, — Creditaktien 216, 30. London 127, 25, Hamburg 
4, 75. abu 50, 20. Gold , . Silber ,—. Eliſabetbahn 159, 50. 
Lomb. Eiſenbahn 283, —. Neue Looſe 130, 50. 1860er Looſe 91, 30. 

F rt a. M., 15. Juli, Nachmittags 2 Uhr 30 Minuten. 
Oeſterreichiſche Effekten merklich höher. Vollbezablte neue Ruſſen 90%. 
Die Medio⸗Abrechnung geht ſehr gut von ſtatten. Schluß ⸗Courſe: 
Ludwigshafen⸗Berbach 135%. Wiener Wechſel 92%. Darmſtädter Bank⸗ 
aktien 216. Darmſt. Zettelbank 249%. 5prz. Met. 54. 4 prz. Met. 49%. 
1854er Looſe 70. Oeſterr. National⸗Anleihe 63%. Oeſterr.⸗Franz. Staats⸗ 
Eiſenb.⸗Aktien 228. Oeſterr. Bank⸗Antheile 751. Oeſterr. Credit⸗Aktien 199. 
Neueſte öſterr. Anleihe 7244. Oeſt. Eliſabet⸗Bahn 121%. Rhein⸗Nahe⸗ 
Bahn 32%. Mainz⸗Ludwigshafen Litt. A. 124%. 


rankfu 


Verantwortliher Redacteur: Dr. Stein in Breslau. 
Druck von Graß, Barth und Comp. (W. Friedrich) in Breslau. 


— Breslau, 16. Juli, [Eiſenbahnverſpätung. Die Eiſenbahn⸗ 
züge aus Köln und Leipzi 0 aus geitern Abend 8 U 
Schnellzug von Berlin na 
rheiniſche Poſt iſt deshalb heute ausgeblieben. 


nſchlüſſe an den 


7 


onſols von Mittags 


— — 


